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Geſetz-Sammlung 
für die 5 


Konig lichen Preußiſchen Staaten. 
. No. 16. — 


(No. 1262.) Allerhöchfte Kabinetsorder vom 7ten Auguſt 1830., die Ermäßigung der im 
; Tarife vom 24ſten Juli 1828. feſtgeſetzten Schiffahrts⸗Abgabe auf der 
Waſſerſtraße zwiſchen der Elbe und Oder fuͤr die unbeladenen Kaͤhne und 
deren Anwendung auf die kleinern Waſſerſtraßen im Bezirke der Regierung 

zu Potsdam betreffend. 5 


f Ihren Bericht vom Iten v. M. will Ich, zur Erleichterung des Verkehrs, 
die Schiffahrts⸗Abgabe auf den Waſſerſtraßen zwiſchen der Elbe und Oder fuͤr 
die unbeladenen Kaͤhne auf den ſechsten Theil der Abgaben, welche durch den 
Tarif vom 24ſten Juli 1828. fuͤr die beladenen Sahne feſtgeſetzt find, hierdurch 
ermäßigen, und zugleich nach Ihren Antraͤgen genehmigen, daß der Tarif vom 
24ſten Juli 1828. mit vorſtehender Abaͤnderung auch auf den kleinern Waſſer⸗ 
ſtraßen im Bezirke der Regierung zu Potsdam, unter nachfolgenden naͤheren 
Beſtimmungen, eingeführt werde. 333 

J. Die bisher auf dem Ruppiner und Templiner Kanal, nach aͤlteren 

Verordnungen, fuͤr die Staatskaſſen erhobenen Abgaben an Waſſerzoͤllen, an 
Schleufen- und Schleuſen⸗Aufzugs⸗, an Kahn⸗, an Mannſchafts⸗ und Staͤtte⸗ 
Geldern, oder unter welchen andern Benennungen ſie entrichtet worden, ſollen 
abgeſchafft und nicht mehr erhoben, dagegen aber kuͤnftig Schiffahrts⸗Abgaben 
nach dem Tarife vom 24ſten Juli 1828. entrichtet werden, und zwar fuͤr die 
Schiffahrt und Flöfferer ö 

a) im Ruppiner Kanal, ſo oft die Thiergarten⸗Schleuſe bei Oranienburg, 

b) im Templiner Kanal, ſo oft die Kannenberger Schleuſe paſſirt wird. 

II. Die Schleuſen-Abgabe, welche auf der obern Havel bei den Strom⸗ 
Schleuſen zu Bredereiche und Zehdenick, nach den Beſtimmungen der Verordnung 
wegen Aufhebung der Waſſerbinnenzoͤlle vom 11ten Juni 1816., bisher entrichtet 
wurde, ſoll kuͤnftig nicht mehr, ſondern an deren Statt eine Schiffahrts⸗Abgabe 
nach dem Tarife vom 24ſten Juli 1828. und zwar ſo oft erhoben werden, als die 

Schleuſe bei Zehdenick paſſirt wird. 7 
III. Folgende für die Benutzung von Schiffahrts⸗ und Floͤſſerei⸗-Anlagen 
bisher beſtandene Abgaben werden ganz erlaſſen: 
1) die Abgabe fuͤr die Schiffahrt und Floͤſſerei innerhalb des Werbelliner Kanals, 
2) die Rhinfluß⸗ und Schleuſengelder, welche in Alt-Ruppin, und 
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3) die Abgaben für die Floͤſſerei und Schiffahrt im Nahmik- Graben und 
Emſter Fließ, welche in Lehnin, a 
4) die Abgaben für die Floͤſſerei und Schiffahrt im Nauenſchen Graben, 
welche bei den Schleuſen in Brieſelang und bei Nieder⸗Neuendorff ent⸗ 
richtet werden muͤſſen; : 
5) die gleichen Abgaben für Benutzung des Storkower Kanals, 
6) imgleichen der Schleuſe in der Dahme bei Prieros, : 
7) die Schleuſen- und Flöfferei= Gefälle, welche bei Groß⸗Koͤritz, und 
8) bei der Schleuſe zu Mellen entrichtet werden; 
9) die Schleuſen-Gefaͤlle zu Trebbin und Groß⸗Beuthen, wie auch 
10) die gleichen Gefaͤlle von den Floß⸗Schleuſen zu Wittſtock. 

IV. Die hin und wieder uͤblichen Bruͤckenaufzugs⸗Gelder bleiben vorerſt 
beſtehen. 

V. Fuͤr Benutzung der Abladeplaͤtze bei den Kanaͤlen auf laͤngere Zeit 
als einen Monat, kann, nach Verhaͤltniß des benutzten Raumes, eine ange⸗ 
meſſene Gebuͤhr durch das Finanzminiſterium beſtimmt werden. 

Das Finanzminiſterium hat dieſe Anordnungen alsbald oͤffentlich bekannt 
zu machen und zur Vollziehung zu bringen, auch Etats und Rechnungen hiermit 
belegen zu laſſen. Berlin, den Tten Auguſt 1830. 


| Friedrich Wilhelm. 
An den Staatsminiſter von Shudmann 8 
und an das Finanzminiſterium. 


Vorſtehende Allerhoͤchſte Kabinetsorder wird hierdurch mit dem Bemerken 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß danach vom Aften Oktober d. J. ab 
verfahren werden ſoll. Berlin, den 23ſten Auguſt 1830. 

Der Finanzminiſter. 
> Maaſſen. 


(Jo. 1263.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 18ten Auguſt 1830. „ die Gebühren der Beamten 
A bei den Kreis-Juſtiz-Kommiſſionen betreffend. 


uf Ihren Bericht vom 15ten v. M. ſetze Ich, mit Aufhebung der ſpeziellen 


Beſtimmungen uͤber die Gebuͤhren der Beamten bei den Kreis-Juſtiz-Kommiſ⸗ 
ſionen, im Reglement fuͤr die Juſtizraͤthe in Schleſien vom 15ten Auguſt 1750. 
$.10., und in der Gebuͤhren⸗Taxe für die Landes⸗Juſtiz⸗Kollegien vom 23ſten 
Auguſt 1815. Abſchnitt IV. No. 21. m. und Abſchnitt V. No. 51. h., nach Ihrem 
Antrage feſt: daß bei den Gebuͤhren⸗Liquidationen dieſer Beamten lediglich die 
allgemeinen Saͤtze der Gebuͤhren⸗Taxe vom 23ſten Auguſt 1815. zum Grunde 
zu legen, wobei die Kreis- Juſtizraͤthe befugt ſeyn ſollen, nach denſelben Satzen, 

: wie 


\ 
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wie die Mitglieder der Ober⸗Landesgerichte, zu liquidiren, und bei Reiſen, wenn 
ihnen das Fuhrwerk nicht von den Partheien geſtellt wird, die Koſten von zwei 
Extrapoſtpferden in Rechnung zu ſtellen. Ich uͤberlaſſe Ihnen, dieſe Beſtimmung 
durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 8 


Berlin, den 18ten Auguſt 1830. 
Friedrich Wilhelm. 
An den Stagts⸗ und Juſtizminiſter Grafen von Danckelman. 


(No. 1264.) Verordnung wegen Einführung einer gleichen Wagen- und Schlitten⸗Spur 
in der Provinz Poſen. Vom 21ſten Auguſt 1880. 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
Thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen: 

Nachdem Unſere getreuen Staͤnde der Provinz Poſen bei ihrer zweiten 
Zuſammenkunft um Erlaſſung eines Geſetzes wegen Einfuͤhrung gleicher Wagen⸗ 
und Schlitten-Geleiſe in dortiger Provinz allerunterthaͤnigſt gebeten haben; ſo 
verordnen Wir, auf den Antrag Unſers Staatsminiſteriums, Folgendes: 

§. 1. Von der Zeit der Bekanntmachung dieſer Verordnung ab, ſollen 
alle neue Achſen an Kutſch-, Poſt-, Fracht-, Bauer- und allen andern Arten 
von Wagen dergeſtalt angefertigt werden, daß die Breite des Wagengeleiſes von 
der Mitte der Felge des einen bis zur Mitte der Felge des andern Rades vier Fuß 
vier Zoll Preußiſch betraͤgt. 

§. 2. Ebenſo ſollen keine andere Schlitten verfertigt werden, als deren 
Kappen oder Schleifen, ohne die Kroͤpfung, eine Laͤnge von fuͤnf Fuß ſechs Zoll, 
und die ein zwei Fuß neun Zoll breites Geleiſe haben. 

$. 3. Den Stellmachern und den fogenannten Schirrmacher auf dem 
Lande, und andern Handwerkern und Arbeitern, welche ſich mit dieſer Fabrikation 
beſchaͤftigen, wird bei drei Thalern Strafe unterſagt, eine Achſe oder einen 
Schlitten wider die Vorſchriften der H. 1. und 2. einzurichten, und den Schmieden 
bei gleicher Strafe, ſolche mit Beſchlag zu verſehen. 

Bei Wiederholung der Kontraventionen wird die Strafe verdoppelt. 

§. 4. Nach dem Ablaufe von ſechs Jahren, nach Bekanntmachung dieſer 
Verordnung, ſoll in Unſerer Provinz Poſen, mit Ausnahme der Luxuswagen, 
kein Wagen oder Schlitten gebraucht werden, dem die im H. 1. und 2. beſtimmten 
Eigenſchaften mangeln. 

§. 5. Ebenſo ſoll nach Ablauf von zwölf Jahren, von der Publikation 
gegenwaͤrtiger Verordnung an gerechnet, kein Luxuswagen gebraucht werden, 
wenn derſelbe nicht die im §. 1. bezeichnete Eigenſchaft hat. 
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F. 6. Wer ſich nach den i im n g. 4. und 5. beſtimmten Friſten eines Wagens 
oder Schlittens bedient, der die im §. 1. und 2. beſtimmte Einrichtung nicht hat, 
ſoll durch die Polizei- und Wegebeamten, ſo wie durch die Gendarmerie, ange 
halten, zur naͤchſten Ortsgerichtsbarkeit gebracht und in eine Geldſtrafe von einem 
bis fuͤnf Thalern fuͤr den erſten, und von zwei bis zehn Thalern fuͤr den zweiten und 
die folgenden Kontraventionsfaͤlle genommen werden. Dieſe Strafe, welche in 
die Armenkaſſe des Orts fließt, wo die Kontravention entdeckt und beſtraft wird, 
trifft den Eigenthuͤmer des Wagens oder Schlittens, ſoll jedoch von dem Reiſenden, 
mit Vorbehalt ſeines Regreſſes an den Eigenthuͤmer, erlegt werden. 

Fiuͤr eine und dieſelbe Reiſe bis zum Beſtimmungsorte ſoll nur einmal Strafe 
ſtatt finden, und der Reiſende uͤber deren Erlegung mit einer Bescheinigung ver⸗ 
ſehen werden. 

§. 7. Von dieſen Vorſchriften ſind allein ausgenommen: 

a) ſaͤmmtliches Militairfuhrwerk, jedoch nicht dasjenige, welches Privat⸗Eigen⸗ 
thum einzelner Militairs iſt; 

b) fremde Reiſende, oder Reiſende aus folchen Provinzen des Preußiſchen Staats, 
in welchen keine oder eine andere allgemeine Einrichtung der Wagen und 
Schlitten vorgeſchrieben iſt. 

§. 8. Die Poſtbehoͤrden follen nach Ferdi im H. 4. und 5. beſtimmten Friſten 
keinem Reiſenden aus der Provinz Poſen Poſtpferde vor Wagen und Sauer 
geben, welche die vorgeſchriebene Einrichtung nicht haben. 

$. 9. Alle diejenigen, welchen die Anlegung und Unterhaltung der Wege 
obliegt, ſind verpflichtet, ſolche, wo es noͤthig iſt, binnen einem Jahre nach 
Publikation gegenwaͤrtiger Verordnung in ſoweit zu verbreitern, als es die Aus⸗ 
fuͤhrung dieſer Vorſchriften erfordert. Die Behoͤrden ſollen Aufſicht daruͤber 
führen, daß dieſer Beſtimmung genügt werde, und wenn dies nach Verlauf eines 
Jahres nicht geſchehen ſeyn ſollte, die Verbreiterung auf Koſten der Verpflichteten 
bewirken laſſen. 

§. 10. Wir befehlen allen Polizei⸗ und Gerichtsbehoͤrden, ſich nach dieſer 
Verordnung, welche ſogleich und außerdem dreimal waͤhrend des ſechsjaͤhrigen, ſo 
wie noch einmal vor Ablauf des zwoͤlfjaͤhrigen Zeitraums, durch die Intelligenz⸗ 
und Amtsblaͤtter bekannt gemacht werden ſoll, gebuͤhrend zu achten. 

Urkundlich unter Unſerer ee ee ie beige: 
drucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 21ſten Auguſt 1830. 


(L. 5 Friedrich Wilhelm. 


Sr v. Altenſtein. Schuckmann. Graf v. Lottum. 
at v. 3 Maaſſen. 


